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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Soziale Kälte ist das Markenzeichen dieser Landesregierung: Die Menschen in Nord-
rhein-Westfalen brauchen aber endlich einen wirksamen Aufbruch für mehr bezahlba-
ren Wohnraum! 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Fast jede Stadt in Nordrhein-Westfalen leidet an Wohnraummangel. Zugleich nimmt die Zahl 
Mietpreis gebundener Wohnungen weiter rapide ab. Gab es in Nordrhein-Westfalen im Jahr 
2000 noch 887.644 Wohneinheiten mit Mietpreisbindung, waren es 2022 nur noch rund 
434.000. Nach Prognosen der NRW.BANK werden es 2035 nur noch 217.000 Wohnungen 
sein.1 Dass bedeutet einen durchschnittlichen Verlust von ca. 20.000 WE pro Jahr. 
 
Der fortwährende Mietpreisanstieg als weiterer belastender Faktor führt zu einer dramatischen 
Situation am Wohnungsmarkt, die die soziale Schieflage im Land immer weiter verschärft. So 
sind die Mietpreise in Nordrhein-Westfalen allein im dritten Quartal 2024 im Vergleich zum 
Vorjahr um 4,56% gestiegen. Der durchschnittliche Mietpreis in NRW beträgt jetzt 8,25 €/m² 
gegenüber Ø 7,89 €/m² im dritten Quartal 2023.2 
 
Diese Gemengelage hat für immer mehr Menschen dramatische Folgen. Insbesondere für Fa-
milien mit Kindern, alleinlebende Menschen und Geringverdiener, wird das angemessene 
Wohnen unbezahlbar. 
 
So bricht Nordrhein-Westfalen bei den Zwangsräumungen von Wohnungen einen Negativre-
kord nach dem anderen. Wurde für das Jahr 2022 bereits ein erschreckender Anstieg von 
Zwangsräumungen auf die Rekordmarke von 8.690 Wohnungen gemeldet, stieg diese Zahl 
für 2023 nochmals um 3,9% auf 8.998 Wohnungen.3 Damit nimmt NRW eine traurige Spitzen-
position unter allen Bundesländern ein. 
Zwangsräumungen können nicht gänzlich verhindert werden. Aber insbesondere dort, wo vul-
nerable Gruppen wie Schwangere, Alleinerziehende oder Seniorinnen und Senioren betroffen 
sind, muss dafür Sorge getragen werden, dass eine Wohnungsräumung nicht zur Wohnungs- 
oder Obdachlosigkeit führt. 
 
Die Entwicklung der Zahl der Menschen, die als wohnungslos gelten, spricht dieselbe Sprache.  
Ende Januar 2024 wurden 105.120 wegen Wohnungslosigkeit untergebrachte Menschen in 
NRW gezählt. Das waren 24,1 % mehr als im Vorjahr. Von diesen Menschen waren 27,1 %, 

 
1 Zahlen NRW.BANK. 
2 Mietspiegel für Nordrhein-Westfalen. 
3 Beantwortung Kleine Anfrage der SPD-Fraktion durch die Landesregierung. 
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also mehr als ein Viertel, Kinder und Jugendliche.4 Hinzu kommt eine kaum abschätzbare 
Dunkelziffer nicht registrierbarer Fälle. Das Land kann hier aktiv werden. Durch „Housing First“ 
kann obdachlosen Menschen schrittweise zu eigener Wohnung mit eigenem Mietvertrag ge-
holfen werden. Erste Projekte sind bereits erfolgreich und sollten auch in NRW intensiviert 
werden. 
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 

• Es kommt nicht darauf an negative Rahmenbedingungen zu beklagen, sondern darauf, 
endlich proaktiv wirksame Hilfen für die Menschen und Maßnahmen für mehr bezahlba-
ren Wohnraum zu ergreifen. 

 

• Alle Menschen in NRW haben das Recht auf bezahlbaren Wohnraum. Insbesondere 
vulnerable Gruppen dürfen dabei nicht durchs Raster fallen. 

 

• Das Land hat eigene Möglichkeiten, die Wohnungssituation der Menschen in NRW zu 
verbessern. Die entsprechenden Initiativen des Landes werden jetzt benötigt und kön-
nen nicht mehr aufgeschoben werden. 

 
III. Der Landtag beschließt: 
 
Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 

• umgehend eine Mieterschutzverordnung inklusive einer wirksamen Mietpreisbremse zu 
erlassen, die für alle Kommunen in Nordrhein-Westfalen den optimalen Schutz nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch gewährleistet und  

• Zwangsräumungen von vulnerablen Gruppen wie Alleinerziehenden, Senior*innen und 
Menschen mit Behinderungen auszusetzen, bis eine angemessene Unterbringung si-
chergestellt ist und ein verbindliches Mediationsverfahren vor jeder Räumung gesetzlich 
vorzuschreiben, 

• mit Hilfe von Instrumenten wie „Housing First“ Wohnungslosigkeit in NRW unmittelbar 
entgegenzuwirken, 

• „Housing First“ als zentrale Säule der Wohnungslosenhilfe in Nordrhein-Westfalen zu 
etablieren und entsprechende Pilotprojekte landesweit auszubauen, 

• die Kommunen bei der Umsetzung von Housing-First-Projekten durch eine gezielte Fi-
nanzierung und die Bereitstellung von Wohnraum zu unterstützen, 

• den öffentlich geförderten Wohnungsbau weiter anzukurbeln, 

• Sonderprogramme zur Förderung von Wohnungsbau für die vulnerablen Gruppen nach 
dem WFNG NW in das Zentrum der Förderung zu stellen, 

• die Umsetzung des Baulandmobilisierungsgesetzes in NRW endlich zu komplementie-
ren, damit die volle Wirkung dieses Bundesgesetzes für mehr Wohnungsbau entfaltet 
werden kann, 

• eine Landeswohnungsbaugesellschaft zu gründen, die Kommunen dabei hilft öffentlich 
geförderten Wohnungsbau zu betreiben, wenn diese aus eigener Kraft nicht handlungs-
fähig sind, 

  

 
4 IT.NRW. 
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• mit den Kommunen des Landes die Umsetzung einer Grundsteuer C auf den Weg zu 
bringen, um die Bodenspekulation zu bekämpfen und den Weg zu mehr Wohnbaugrund-
stücken freizumachen. 

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Sarah Philipp 
Lisa-Kristin Kapteinat 
Sebastian Watermeier 
Lena Teschlade 
 
und Fraktion 
 


